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IX. MrALllx. Dienstag, den 19. OcLober 1852.
Der Communistenproceß

Der sogenannte„Coinmunistcnproceß" in
Köln, nachdem er ein paar Tage mehr oder
weniger die öffentliche Aufmerksamkeitin An¬
spruch genommen hat, schleppt sich nun schon
müde seinem Ende zu. Seihst in der nächsten
Nahe des Gerichtssaalcs würde man kaum
ahnen, daß in demselben ein Proccß verhandelt
werde, dem man Anfangs eine Art welthisto¬
rischer Bedeutung zu geben suchte. Nach dem
Anklageact, nach den Vorsichtsmaßregeln zu
schließen, hätte man glauben können, daß nicht
nur in Köln, sondern in ganz Deutschland und
Europa der Boden der Civilisation von ge¬
heimen communistischen Verbindungen unter-
wühlt sei. Je weiter aber die Entwickelungen
des Protestes fortschreiten, desto klarer wird cs,
daß hier ein paar vereinzelte Theoretiker vor
uns stesten, die sich selbst eine größere Bedeutung
beilegten, als sie hatten, und denen man von
anderer Seite eine noch größere geben möchte,
als sic sich selbst beilegten. Das Gespenst des
CoinmuniSmiis, das uns in diesem Proteste
vorgeführt wird, verliert, wie alle Gespenster,
den gefährliche» Charakter, je tiefer man ihm
bei Hellem Tage in'ö Auge sieht. Die politische
Bedeutung des Protestes ist mit jedem Tage
immer geringer, je mehr es klar geworden, wie
hier nicht von einer großen mächtigen Verbin¬
dung, die sich unter' den Füßen der ganzen Ge¬
sellschaft hcrzieht, die Rede ist, sondern höchstens
von einem Dutzend Leute, die entweder von
ihrem Ehrgeize oder ihrem Wahne angestoßen,
sich für berufene Weltretter halten, oder von
armen Verführten, die sich von dem Ehrgeize
und dem Wahne Anderer treiben ließen und
in ihrer Eitelkeit glaubten, daß sic selbst die
Welt aus den Angeln zu reißen berufen
seien. Solche Verbindungen haben eine doppelte
Gefahr, und zwar die, die Vcrbindungsmit-
glieder auf die Assisenbank und ins Zucht¬
haus zu führen, und dann die weitere, die
Welt mit hohlen, wüsten, gefährlich klingenden
Theoriccn in Angst zu setzen, und so Denen
zu nützen, die diese Angst ausbeutcn möchten.
Der Kölner Proceß nimmt aber eine so mit¬
leidsvolle Wendung, daß er selbst die Krcuz-
zcitung nicht in den Stand setzen wird, das
Bangcmächcn mit einem gewissen Erfolge zu
übernehmen.

Deutschland
Kassel, 13. Oct. Die Vertheidiger des im

Kastell detinirten Obergerichtsanwalts und Mit¬
gliedes des ständigen Ausschusses Schwarzen¬
berg, welche zugleich dessen Advokatur-Ge¬
schäfte zu erledige» übernommenhatten, wollten
zu diesem Bchufe mit demselben conferiren;
es ist ihnen jedoch nicht gestattet worden.

Ohnehin ist bekanntlich Schwarzenberg sowol
als der Obergerichtsanwalt Hciikcl(der seine
clfmonatliche Haft bereits übcrstandcn hat),
während der Dauer der Festungshaft, von der
Advokatur suspendirt.

Mehre öffentliche Blätter sprachen von einem
zu erwartenden Transport mehrer tausend für
französische Rechnung in Rußland und Polen
angekaufter Pferde; andere zogen die Nachricht
als unwahrscheinlichin Zweifel. Es hat da¬
mit aber seine Richtigkeit. Es ist der Direction
der Fricdrich-WilhclmS-Nvrdbahn ein Trans¬
port von nicht weniger als 5000 Pferden
angekündigt, welche von Polen nach Ftankreich
geführt werden.

Frankfurt , 14. Oct. Die „Fr. Pstz."
weist in einem officiösen Artikel auf die guten
alten Zeiten hin, in denen jeder Bürger seine
Obrigkeit geehrt und deren Thun mit allen
Kräften unterstützt, wo es keine Parteien ge¬
geben und der Bürger allein für das Ge¬
meinwohl und sein Geschäft gestrebt habe.
Ta sein Frankfurt glücklich gewesen und die
Bürgerschaft habe gelebt, wie in einer Familie.
Tie Julirevolution aber habe manchen An¬
steckungsstoff zu,uns geweht und aus manchem
gemächlichenFrankfurter einen eifrigen Poli¬
tiker gemacht. Seit dem Jahre 1848 sei cs
vollends wild hergegangcn: keine der drei
Parteien habe ihre Verfassungsentwürfc biß
zur Abstimmung der Bürgerschaft gebracht, die

!Zwietracht sei nur gewachsen und so habe der
!Bundestag iutcrveniren müssen. Schließlich
>wird gehofft, daß der Bürger dem lang vcr-
j kannten Mitbürger die Hand reiche, die alte
Einigkeit wiedcrkchre und Frankfurts innerer
Bau, der nur weniger Reparaturenbedürfe,
für eine lange Reihe von Jahren befestigt
werde. — ES ist wohl eine zu sanguinische
Erwartung, daß der, welcher zur Thür hinauS-
gcwiesen worden, vertrauensvoll demjenigen
die Hand reiche, welcher ihm das Unrecht an-
gcthan hat.

Gotha , 13. Oct. DicWahlmänncrwahlcn
für den bevorstehenden Landtag sind, wie zu
erwarten war, fast durchweg günstig für die
konservative Partei im ganzen Lande ausge¬
fallen und die von derselben ausgestellten
Wahllisten angenommen worden. Der Mittel¬
stand zeigt für die Wahlen beinahe gar keine
Theilnahme, wie man schon daraus entnehmen
kann, daß in den vier Bezirken unserer Stadt
(kaum 20 Gewcrbtreibcndc von ca. 700) ge¬
stimmt haben. Tie Wahlmänncr gehören mci-
stentheils dem höheren Beamtcnstandc an, und
es werden demnach voraussichtlich auch die
Wahlen der Abgeordneten selbst in nicht oppo¬
sitioneller Richtung ausfallen.

123.
Frankreich

Paris , 14.Oct. Er naht— Unser Vater,
der Retter, der Einzige, der Heiland, der
Himmlische, der Gesandte Gottes, der Erwählte
Frankreichs! Nur noch zweimal 24 Stunden!
Zu Pferde wird er cinziehen, Jerome, Fould,
Persigny und St . Arnaud mit ihm; die an¬
dern Minister werden zum Empfang in den
Tuilcricn stehen. Sechs Triumphbögen sind
schon in Angriff genommen; ein militärischer,
ein theatralischer, ein literarischer, ein proleta¬
rischeru. s. w., jeder Stand will seine Hul¬
digung bringen, einer übcrbietet den andern,
und „cs sollte mich gar nicht wundern, schreibt
ein Korrespondent der Jndep., wenn die
Triumphbögen morgen an der Börse »otirt
wären und mit so und so viel Prämie darin
gemacht würde".

Noch einige Proben von der unerschöpflichen
Phantasie der napolconischen Schmcichlerznnft.
Tie Stadt Cazcncuve(Gers)- hat dem Herr¬
lichen folgende Adresse überreicht: „1799
Napoleon Konsul. 1848 Napoleon Präsident.
1802 Napoleon lebenslänglicherKonsul, 1851
Napoleon von 8 Millionen erwählt(die Zahl
wächst!) 1804 Napoleon Kaiser. 1852 Na¬
poleon. . . . An Ihnen, Monseigneur, ist cS,
diese Lücke in unserer glorreichen Geschichte
auszufüllen." — Das Lot- und Garonne-
Journal erzählt in vollem Ernst und mit voller
Begeisterungnachstehende Geschichte: „Der
Gesanglehrer Garcia überreichte dem Prinzen
auf seiner Reise einen schönen in den Pyrenäen
gefangenen lebendigen und völlig gezähmte»
Adler. Er hatte die glückliche Idee den Vogel
mit der Kaiserkrone zu schmücken und wurde
zur Ueberreichungzugelasscn. Wie er in das
Zimmer des Prinzen trat, flog der Aar Sr.
Hoheit entgegen, die ihn streichelte, Hrn. Garcia
vielmals für seine Aufmerksamkeitdankte, zu¬
gleich aber erklärte, das Geschenk hier nicht
annchmen zu können. Erfahrend, daß der
Künstler demnächst ein Konccrt geben wolle,
bewilligte ihm dagegen der Prinz seine Patronage
und Unterzeichnete an der Spitze der Subscrip¬
tionsliste für eine ansehnliche Zahl von Ein¬
trittskarten."

Großbritannien
London, 14. Oct. Gestern kam hier der

interessante Fall vor, daß Jemand das Leben
Louis Napoleons mit einer sehr bedeutenden
Summe für die nächsten zwei Monate ver¬
sichern wollte. Trotzdem daß l /̂ p̂Ct. Prämie
per Monat geboten wurden, hat die Lebens-
versicherungSanstalt, welcher das Anerbieten
gestellt wurde, den Handel abgclehnt.
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Landtagsbericht.
Fünfte Sitzung . Oct. 14.

Vor dem Ucberg-inge zur Tagesordnungwird eine von 128
Einwohnern des Fleckens Idar im Fürstenthum Birkcnfeld unter¬
schriebene Vorstellung verlesen, betreffend eine Resolution der StaatS-
regicrung, nach welcher der Dr. Böckel aus Jever wegen seiner
in den von ihm redigirten„Freien Blättern" manifestiricn politischen
Richtung für nicht befähigt  zu halten, eine PrivatuntcrrichtSan-
stalt in Idar zu leiten. Die Vorstellungenthielt den doppelten
Antrag um authentische Auslegung des Art. 86 des Staatsgrund-
gesetzes") und daß der Landtag sich dahin verwenden wolle, daß
dem Dr. Böckel die Ucbcrnahme der ihm angetragcnen Privat-
lehrerstcllcgestattet werde.

Der Präsident entwickelt seine Ansicht über die Behandlung
der fraglichen Anträge dahin, daß der allgemeine Landtag in dieser
nur einen einzelnen Fall betreffenden Angelegenheit, wenn auch nicht
verpflichtet, doch berechtigt sei, sich der Prüfung des ersten Antrages
zu unterziehen, daher dieser erste Antrag (Auslegung des Art. 86
des Staatsgrnndgesetzes) den Abthcilungcn zur Prüfung zu über¬
weisen sein werde; daß aber der allgemeine Landtag für den zweiten
Antrag, welcher lediglich eine innere Provinzialangclcgcnhcit des
Fürstenthums Birkcnfeld betreffe, nicht competcnt erscheine.

Mölling  beantragte, dieser Ansicht widersprechend:
„daß auch dieser zweite Antrag den Abteilungen zur Prüfung
überwiesen werde",

und begründete diesen Antrag mit den Art. 144 und 151 des
Staatsgrundgcsctzes.

Rüder  schließt sich der Ansicht des Präsidenten an, worauf der
Antrag abgelchnt wird.

Wir müssen bei dieser ungemein wichtigen Angelegenheit, welche
nicht allein in öffentlichenBlättern mehrfach besprochen ist, sondern
die größte Aufmerksamkeit und allgemeinsteTheilnahme im ganzen
Laude erregt, einen Angenblickweilen.

Zunächst können wir nicht umhin, entschieden das Verfahren
des Präsidenten zu mißbilligen, welcher auch hier, wie er sonst schon
gethan, seine Ansicht über die mindestens sehr zweifelhafte Frage
der Competcnz vorweg aussprach.

Dem Präsidenten liegt die Leitung der Verhandlungen,
die Handhabung der Ordnung und die Vertretung des
Landtages nach Außen ob; (G .-O. Z 10) er muß den Vorsitz
abgcben, wenn er sich an der Debatte beteiligen will. (G. - O.
§ 39) nud hat in der Regel alle Gegenstände  zunächst in die
Abthcilungcn zu verweisen. Wir wollen dem Präsidenten die Be-
fugniß nicht bestreiten, sich in ganz evident und unzweifelhaften
Fällen für die Ausnahmen auszusprechen, halten cs aber in irgend
zweifelhaftenFällen, wie er hier unzweifelhaft vorlag, für seine eben
so unzweifelhafte Pflicht, die Regel zu befolgen, also die Prüfung
den Abtbeilungc» oder Ausschüssen zu überlassen und nicht bas
Gcgcntheil in längerer Begründung der Versammlung anzurathen,
bewußt oder unbewußt auf sic eiuzuwirken. Das ist nicht die Un¬
befangenheit, zu welcher der Präsident verpflichtet ist.

Mit noch größerer Verwunderung aber hat es uns erfüllt, daß
der Landtag die beantragte Prüfung jenes zweiten Antrages durch
die Abthcilungcn ablehntc. Wir beziehen uns hier auf den Art. 151
des Staatsgrundgcsetzcß, nach welchem:

„der Landtag das Recht hat, Beschwerden und Bitten von
Staatssürgern, Gemeinden und anerkannten Genossenschaften
dem StaatSministcrium und nach Befinden dem Großhcrzogc
selbst zur geeigneten Berücksichtigung vorzulegen"

und auf Art. 144, nach welchem
„der Landtag als gesetzlicher Vertreter aller Staatsbürger und
des ganzen Landes im Allgemeinen berufen  ist , deren
auf der Verfassung beruhenden Rechte geltend zu machen."

Beide Artikel stehen in dem Capitel „von dem allgemeinen
Landtage" und sind daher diesem förmlich und wörtlich überwiesen.
Wir fragen ferner: ob nicht die Bewohner von Idar zu den
„alten Staatsbürgern", das Fürstcnthum Birkenfeld nicht mehr zu
dem „ganzen Lande" gehören, deren verfassungsmäßigen Rechte
geltend zu machen, der allgemeine  Landtag durch Art. 144 be¬
rufen ist. Wir bemerken, daß cs sich nicht einmal um die Zu¬
sprechung der Kompetenz handelte, sondern nur um die regelmäßige

*) Der Art. 86 des Staatsgrundgcsetzcslautet: „Unterrichts- und Erzichmigs-
-anstaltcn zu gründen, zu leiten und an solchen Unterricht zu crtheilen, steht jedem
Deutschenfrei, wenn er seine Befähigung der betreffenden Staatsbehörde nachqc-
wiesen hat. "

Prüfung durch die Abheilungen, welche sich dann auch über die
Competenzfrage zu erstrecken hatte. Wir heben endlich die hohe
Bedeutung der Angelegenheit hervor. Es handelt sich um ciuc Ent¬
scheidung der Staatsregieruug, welche einem Saatsbürger sein ver¬
fassungsmäßiges Staatsbürgcrrecht, eine Privatuntcrrichtsanstalt zu
leiten, aus mindestens höchst zweifelhaften Gründen abspricht, und
einem Mann einen Wirkungskreis nicht gestattet, zu dem er nicht
allein durch die gehörigen akademischen Studien sich vorbereitet,
sondern auch durch die ordnungsmäßig bestandenen Staatsprüfungen
völlig „befähigt" erklärt worden und sich in einem diesen Wirkungs¬
kreis umfassenden Staatsamte als in aller Hinsicht befähigt bereits
bewährt hat. Es handelt sich endlich um ciuc zahlreiche Familie,
welche in diesem Wirkungskreise Brot und Eristenz gefunden hätte.
Der Landtag nahm auf dies Alles keine Rücksicht und wies ohne
die regelmäßige Prüfung den Antrag von vorn herein zurück. Er
lieferte dadurch einen neuen Beweis von der Art, wie er die ver¬
fassungsmäßigen Rechte des Landes und seiner Staatsbürger geltend
macht und vertritt.

Auf der Tagesordnung stand der Bericht des Ausschussesfür
Begutachtung eines Gesetzentwurfes, bctr. die vorläufige Regelung
des Baucrvogtsdieustes in den Land- (Torfschafts-) Gemeinden der
Acmtcr des Fürstcnthums Lübeck.

Der Baucrvogtsdienst im Fürstenthum Lübeck, ähnlich dem
Dienste der Kirchspielsvoigte im Hcrzogthumc, nur in weit kleinern
Gemeinden(Dorfschaftcn) ist erblich, an die Hufen (größer» Laud-
stcllcn) geknüpft. Der Besitzer der Hufe ist zugleich Baucrvogt.

Die Staatsregieruug beabsichtigtim Wege der außerordentlichen
Gesetzgebungauf Grund des Art. 160 Z. 2 des Staatsgrundgcsetzcs
das im Entwürfe vorgelcgte Gesetz zu erlassen, nach welchem der
erbliche Baucrvogt in einen von der Gemeinde gewählten verwan¬
delt wird, doch ist das Recht seiner Wahl gebunden an einen Grund¬
besitz, auf welchem mindestens2 Pferde gehalten werden. Die Wahl
bedarf außerdem der Bestätigung der Regierung. Die Stantsregie-
rung fordert den Landtag nach Art. 163 zum Gutachten darüber
auf, ob das Gesetz zu erlassen.

Der Ausschuß ist darin einstimmig, daß der Landtag berechtigt
sei, auf die Begutachtung cinzutrcten, so wie auch darin, daß die
bestehende Einrichtungeine veraltete und unzeitgemäße sei, scheidet
sich aber darin, daß die Mehrheit (Barl eben , Bulling , Kindt
und Lehmkuhl)  die Erlassung des Gesetzes in dem außerordent¬
lichen Wege des Art. 160 Z. 2 auräth, wogegen die Minderheit
(Mölling)  die Bedingungen des Artikels, Dringlichkeit und Zweck¬
mäßigkeit als vorhanden nicht aunimmt, auch die Gruudprincipien
des Entwurfes: auf Grundbesitz beschränkte Wählbarkeit des Baucr-
vogts und das unbedingte Bcstätignngsrccht der Regierung dem
Geiste des Staatsgrundgcsetzcs und einer freien und vernünftigen
Gemeindeverwaltung widersprechenderklärt. Die Minderheit bean¬
tragt daher:

der Landtag wolle die Erlassung des fraglichen Gesetzes auf Grund
des Art. 160 Z. 2 widcrralhcn; eventuell erklären:

daß cs weder zulässig noch rathsam erscheine durch das zu
erlassende Gesetz das staatsgrundgesctzlichden Gemeinden zu-
stehcnde Recht, ihre Vertreter frei zu wählen, dahin zu be¬
schränken, daß die Wählbarkeit des Bauervogtsan den Besitz
eines Grundstückes gebunden sei, und daß die Wahl der un¬
bedingten Bestätigung der Staatsregierung bedürfe. Der Land¬
tag wolle daher der Staatsregierung anheim geben, das zu
erlassende Gesetz auf den Grund des der Gemeinde staats-
grundgcsctzlich zustehenden freien Wahlrechtsdes Baucrvogts
zu bauen und darin das der Staatsregieruugebenfalls staats¬
grundgesetzlich zustchende Recht, bei der Wahl einzutretcn, so¬
fern der Baucrvogt Functionen erhält, welche über die eigent¬
liche» Gcmciudeangelegenheitcnhinausgchn, so festzustcllen, daß
dieses Wahlrecht den Gemeinden gewahrt bleibt und nicht
weiter als nöthig dadurch beschränkt werde.

Nachdem der Abg. Klävemann  die Kompetenz des allge¬
meinen Landtages bestritten, diese Provinzialangelegcnhcit zu begut¬
achten und hienächst den Antrag gestellt:

daß auf die Begutachtung des vorliegenden Gesetzentwurfes
nicht einzutreten sei,

welchen die Linke zu dem ihrigen machte, erhob sich über die obigen
Minderheitserachtcn eine heftige und lange, die ganze Sitzung aus¬
füllende Debatte, an welcher sich außer dem Rcgicruugscommissair
Bucholtz uud dem Berichterstatter Kindt  die AbgeordnetenBothc,
Pancratz , Rüder und Strackerjan  II . für die Erlassung des
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vorgelegten Gcsetzcntwurfcs, -die Abgeordneten Lindemann , Wibel
nnd der Berichterstatter der Minderheit Mölling dagegen und für
die Mindcrheitßerachtcn aussprachcn.

Die Vertheidigcr des Gesetzentwurfes suchten zunächst den An¬
griff von dem schwächsten Punkte , der Dring lichkcits frage  ab-
zulenkcn nnd nachzuwcisen , daß der Landtag nicht berechtigt sei, die
Frage der Dringlichkeit zum Gegenstände seiner Prüfung zu machen,
da der Art . 163 des Staatsgrundgesetzes ihm nur gestatte , über die
bei den zu erlassenden Anordnungen im Allgemeinen zu befolgenden
Grundsätze sein Gutachten abzugeben . Jedenfalls könne der Landtag
sein Gutachten über die Dringlichkeit zurückhalten , für welche ja auch
die Minister verantwortlich seien. Eventuell sei cs dringend noth-
wendig , die veraltete unzeitgemäße Einrichtung abzuschaffen , mit
welcher die Verwaltungsbehörden Gesetze und Verordnungen nicht
gehörig zu handhaben vermöchten . Ter Gesetzentwurf enthalte nur
eine Ausführung des Art . 65 des StaatSgrundgesctzes und man dürfe
nicht übersehen , daß hier nur von einem Gutachten die Rede sei,
welches nach keiner Seite hin präjudicirc , daß , wenn Man auch die
etwa vorhandene Dringlichkeit nicht überscheu könne , cs sich lediglich
um eine provisorisch zu treffende Anordnung handle , die dem bei-
kommcndcn Landtage wieder vorgclegt werden müsse, der sie sogleich
wieder aufhcbcn könne.

Die Linke stellte sich wiederum lediglich auf den Boden des
Staatsgrnndgesetzes und wies zunächst überzeugend nach , daß der
Art . 163 das Recht der gutachtlichen Erklärung über die betreffenden
Anordnungen und die dabei zu befolgenden Grundsätze ganz allge¬
mein gebe ; daß cs sich aber bei dem vorliegenden Gesetzentwürfe
nicht um die Frage handle , ob ein solches Gesetz zu geben, sondern
ob cs im Wege der außerordentlichen Gesetzgebung , auf
Grund des Art . 160 Z . 2 zu erlassen sei und erlassen
werden dürfe.  Das ' sei der Mittelpunkt und Kern der Begutach¬

tung ; es hieße den Kern wegwerfen und die Schale behalten , wenn
man sich der Prüfung der Dringlichkeit entziehen wolle ; die wesent¬
liche Frage des Gutachtens sei daher : ob die Momente des Art . 160
Z . 2 Dringlichkeit und Zweckmäßigkeit  vorhanden seien. Es
wurde sodann aus den Motiven zum Gesetzentwürfe eben so über¬

zeugend uachgewiesen , daß die Staatsrcgicrung die dem Landtage ab¬
verlangte gutachtliche Erklärung in gleicher Weise auffasse , da sie auf
den Art . 160 Z . 2 ausdrücklich Bezug nehme , die vorhandene Dring¬

lichkeit und Zweckmäßigkeit hcrvorhcbc und zu begründen suche und
dann mit dürren Worten hinzufüge : „ daß sic von diesen Erwägungen

geleitet im Wege der außerordentlichen Gesetzgebung cinzuschreitcn
beabsichtige , jedoch wünsche , darüber zuvor eine gutacht¬
liche Erklärung des allgemeinen Landtages zu verneh¬
men " , welches übrigens der Regicrungscoinuussair in der Debatte
selbst mündlich bestätigte . Tic Staatsrcgicrung wolle sich daher au¬
genscheinlich gegen die Verantwortlichkeit dieses außerordentlichen
Weges der Gesetzgebung durch das Gutachten des Landtages sichern.

Sodannn würde die Bedeutung des Art . 160 , Z . 2 , auseinan-

dcrgclcgt , welcher fordere , daß die Erlassung des Gesetzes durch die
Umstände dringend geboten werde , daß sic keinen Aufschub leide , daß
Gefahr beim Verzüge  sei . Die Mangelhaftigkeit der Einrichtung
an sich sei hicmit nicht gleichbedeutend , solche und größere Mängel lie¬
ßen sich fast in allen Vcrwaltungszwcigcn Nachweisen. Mölling
wies als Beispiel auf die jämmerliche Rechtspflege in beiden Fürsten-
thümern und auf die großen Nachtheile derselben hin ; Wibel  führte
dies weiter aus , rollte ein dunkles Gemälde unserer Zustände auf , zeich¬
nete in kurzen scharfen Umrissen , daß für die zeitgemäße Organisation
unserer Verhältnisse seit 1848 bisher von der Staatsrcgicrung so gut
wie gar nichts gcthan sei, und wies auf unser mangelhaftes Hypothe¬
ken- und Vormnndschaftswcscn hin . Warum wir noch keine Schwur¬
gerichte , kein mündliches und öffentliches Verfahren hinten ! Wer der
Staatsregierung rathcn möchte, diesen dringenden  Mängeln im Wege
der außerordentlichen Gesetzgebung abzuhelfen ! und was der arme , un¬
tergeordnete Bauervogtsdienst im Fiirstenthiim Lübeck dem Lande ge-
than , daß ihn die außerordentliche  Gesetzgebung ergreifen solle. —
Ter alleinige , von der Staatsrcgicrung in ihren Motiven vorgclegtc
Dringlichkcitsgrund : „ sie beabsichtige die eventuelle Einrichtung der
Provinzialräthc in den Fürstcnthümcrn mit der Gcmeindeorganisation
in Verbindung zu bringen , namentlich die Mitglieder des Pro-
vinzialrathcs aus einer Wahl von Seiten der dicscrhalb
zusammcntrctcnden Gemcindeorganc hervorgehen zu las¬
sen " , wurde einer nicht weniger scharfen Kritik unterzogen . Tic Pro¬
vinzialräthc sollten hienach aus der Wahl der Gemcindeorganc , also
der Ausschüsse oder was sonst , und nicht ans der freien Wahl ihrer

Mitbürger hervorgehen , wie doch selbst der rcvidirte Entwurf des Staats¬

grundgesetzes (Anl . IV § 1) ausdrücklich verheiße . Man brauche nicht
mehr zwischen den Zeilen zu lesen, man habe deutlich vor sich, was die
Staatsrcgiciung wolle : einen tiefen Einschnitt in das Wahlrecht , die
Wahl der Provinzialräthc durch die Gcmeindeorgane , darüber den von
der Regierung zu bestätigenden Bauervogt . Die Regierung wolle sich
im Baucrvogt den Regierungsbcamten vorweg nehmen , um sich ihren
Einfluß aus die Wahlen zu sichern. Ob diese Absicht zu begünstigen
sei ! — Ob man denn wisse, wie diese Gemeindeorgane zusammenge¬
setzt seien ! wo das Wahlgesetz wäre . Es fehle also an allem Mate¬
rial zur Beurtheilung des Dringlichkeitsgrundes.

Endlich sei auch die im Art . 160 Z . 2 geforderte Zweckmäßig¬
keit  nirgend nachgewiejen . Freilich klinge cs schön, daß man einen
Artikel des Staatsgrundgcsetzes ausführcn wolle . Ob aber der Art . 65

des Staatsgruudgejetzes durch den Gesetzentwurf ausgeführt werde!
Er verleihe den Gemeinden das freie  Wahlrecht ihrer Vertreter und
Beamten . Es klinge schön, den erblichen  Bauervogt in einen von
der Gemeinde gewählten  zu verwandeln . Es komme indeß darauf

an , wer gewählt werde . Hier werde ein beschränktes Wahlrecht ge¬
boten , beschränkt durch die an den Grundbesitz gebundene Wählbarkeit
des Bauervogts , illusorisch gemacht durch das unbedingte Bestätigungs¬
recht der Regierung . Das sei schlechter als daß bestehende Schlechte,
womit doch wenigstens Unabhängigkeit von der Regierung verbunden
sei , welche nach dem Entwürfe in völlige Abhängigkeit von derselben
verwandelt werde . Der Artikel verleihe der Staatsrcgicrung freilich
das Recht zu der Ernennung der Gcmeindebeamten einzutrcten , sofern
ihre Functionen über die eigentlichen Gemeindeangelegenheiten hinaus-
gehcn , indeß „Eintreten"  sei nicht gleichbedeutend mit „Bestäti-

nung . " Man könne, so lange eine Gemeindeordnung nicht vorgelegt
sei , nicht beurlheilen , ob es zweckmäßig sei, daß der Bancrvogt solche
Functionen erhalte . Er möge sie gegenwärtig haben , allein man sehe
nicht , m welchem Umfange , also auch nicht, daß sie das unbedingte Be¬
stätigungsrecht der Regierung forderten . — Wenn man endlich cin-
werfe , die Erlassung sei ein ungefährliches Provisorium , das der Land¬
tag , dem es vorgclegt werden müsse, wieder aufheben könne , so sei der

Einwurf fallch . Das Gutachten solle ja eben aussprechen , ob cs zu¬
lässig oder rathsam sei, das Gesetz zu erlassen ; also wenn cs nicht gut-
gehcißeu werden könne , nicht den betreffenden Landtag induziren , nicht
Mitwirken , daß es gutgcheißen werde . Wirke er dahin , daß das Ge¬
setz snnctionirt werde , und geschehe es so, dann könne cö ohne den
Willen der Lüaatsrcgierung nicht wieder aufgehoben werden und stehe
mit seinen etwaigen Nachtheilcn der Fortentwickelung .der Gemeinde-
Verhältnisse entgegen.

.Wir fügen dem nur noch hinzu , daß durch die Ermächtigung die
Staatsrcgicrung ein unübersehbares Feld zur Anwendung des Art . 160
Z . 2 erhält , daß danach die Ausnahme , die das Staatsgrnndgesetz will,
zur Regel gemacht wird.

Mit Recht faßte die Linke die Frage , welche die Rechte als eine
ganz unscheinbare und untergeordnete darzustellen snchte, in ihrer gan¬
zen allgemeinen Bedeutung aus und verfocht die großen darin enthal¬
tenen Prinzipien , deren wahre und fruchttragende Anwendung die Herr-
chende Partei überall zu vertilgen und zn vernichten strebt.

Der Antrag des Abg . Klävemann:
„auf die Begutachtung nicht einzutreten " ,

wurde in namentlicher Abstimmung gegen 18 Stimmen abgclchnt;
ein Antrag des Abg . Rüder,  soweit wir ihn anfgefaßt , etwa des
Inhaltes:

„daß die Erlassung des Gesetzes anzurathcn sei, ohne der Dring¬
lichkeitsfrage zu präjudizircn , welche der Verantwortlichkeit der
Staatsregierung zu überlassen " ,

in namentlicher Abstimmung angenommen.

Die Segnungen des Zollvereins.
Wir können nicht unterlassen , unsere Leser auf ein vor Kurzem

unter diesem Titel bei F . A . Brockhaus in Leipzig erschienenes kleines

Schriftchen aufmerksam zu machen . Um aber Niemandem durch den
Titel zu falschen Vorstellungen über seinen Inhalt verleiten zn lassen,
bemerken wir vorweg , daß es nicht etwa eine jener Verherrlichungen
des Zollvereins ist , wie sie im Anfang d. I . in förmlichen Folianten
unter uns ausgcstreut wurden . Vielmehr ist cs eine einfache und
ehrliche Kritik seiner angeblichen Segnungen , welche diese unbarm¬
herzig mitnimmt und jedenfalls um so wirksamer ist , als sic einzig
und allein die auf ihren einfachsten Zahlenausdruck gebrachten That-

sachcn selber reden läßt und jedes subjective Raisonnemcnt als über¬
flüssig zurückhält.
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Trotzdem oder richtiger eben deswegen wird es bei den En¬

thusiasten des Zollvereins freilich aN Geschrei gegen die „Segnungen
des Zollvereins" nicht fehlen. Aber Schreien hilft nicht, wo es sich
um die vier SpecicS, um Addiren, Subtrahiren, Multipliciren und
DividtreN und nicht mehr handelt. Nur mit Zahlen, deren größere
Richtigkeit arithmetisch nachweisbar ist, werden sich die Zahlen des
Verfassers bekämpfen und widerlegen lassen, anders nicht und wir
sind begierig, mit welchem Geschick unsere großen Apologeten des
Zollvereins de» ihnen auf diese Weise hingeworfenen Handschuh auf-
hcben werden.

Oder wird man etwa das alte Manöver wiederholen wollen,
zu versuchen, die auf dem ökonomischen Gebiete angcboteneSchlacht
auf das politische hinüberzuspielcn und der statistischen Zahl die na¬
tionale Phrase, dem mathematischen Nachweis, daß der Zollverein
der materielle Ruin seiner Angehörigen, die vage Versicherung ent¬
gegensetzen,' daß er der Rettungsankerdeutscher Einheit sei? Nun
denn, man versuche es, wenn man auch jetzt noch, nachdem dicZoll-
eonferenzen in Berlin gesprengt und Preußen und dic Coalitton offen
mit einander gebrochen haben, den Muth dazu hat. Schön als man
uns im Märzd. I . mit derartigen Versicherungen rcgalirte, zeigten
wir auf das Kommando hin und sprachen unsere Uebcrzcugung da¬
hin aus, daß das Gehcimniß des äußeren den Zollverein übcrtünchen-
den Scheines nur die Alternative sei, entweder Unterwerfung der
deutschen handelspolitischen Interessen unter das in der Päralysirung
aller Nationalität beruhende Oesterreich oder Sprengung des Zoll¬
vereins. Unsere Gegner in der Anschlußfragewiesen dies damals
spöttisch als Schwarzsehcrei zurück, Nnd votirtcn selbst dann noch,
um die nicht zu rettende nationale Einheit zu retten, den Anschluß,
als man uns von der Gegenseite her ohne Weiteres die Eisenbahn
verweigerte, die allein solchen Anschluß für uns einiger Maßen hätte >
praktisch crfolgvoll machen können. Sie opferten mit einer übel
angebrachtenHingabe ohne Gleichen die wichtigstenBedingungen
unseres Wohlseins, angeblich um des gcmetusämcn Vaterlandes, des
Zollvereins willen und bereuten selbst dann noch Las Opfer nicht, als
dieses gemeinsame Vaterland über unsere Opfcrfreudigkeit entzückt, sich
höflichst dafür bedankte, nur das Mindeste zu thun, um seinerseits eine
nähere Verbindung unserer Handelsinteressen mit den stiNigen hcrböi-
zuführen. Inzwischen ist es gekommen wie wir sagten und bas
gemeinsame Vaterland hes Zollvereins hat augenscheinliche nur noch
die Wahl auseinander zu bersten oder sich von Oesterreich zusammen^
kitten zu lassen!

Die bolkswirthschaftlichen„Segnungen" des Zollvereins hat der
Verfasser des von uns besprochenen Schriftchenödargcthan, waren
bisher gemde nur das Gegentheil ihres Namens. Was werden sie
aber erst sein, wenn der Zollverein dem gesteigertenSchutzsystem
Oesterreichs in die Hände fällt oder sein in unsern Märzverträgen sirirtes
Maß von Schutzzöllen auf ein nahezu um die Hälfte geringeres Gebiet
als bisher zur Anwendungkommt? In dem einen Wie in dem andern
Falle erhöhen sich die' verderblichen Wirkungen des Schutzes Nnd
Oldenburg bezahlt den illusorischen Glauben, die nationale Einheit
retten gewollt zu haben mit — dem zwiefachen Opfer!

Der Stadtoldenburgische Kirchenrath
hat sich seit der Errichtung der jetzt noch in Geltung befindlichen
Synodal-Verfassung der evangelischen Kirche mehrere Male die Frei¬
heit genommen̂in die inneren Geheimnisse einzelner Familien ein¬
zudringen, namentlich azif geschlechtliche außereheliche Verbindungen
von Familienvätern sein Augenmerkzu richten, ja sogar darüber

Protokolle schreiben zu lassen und die nach seiner Ansicht anstößigen
Lebenswandelführenden Mitbürger kircheNräthlich zu vermahnen. —
Solche Protokolle kommen in die Registratur, in die Hände von
Unterbeamtenw. —

Wir fordern die großhcrzogliche' Staatsregicrung als höchste
Kirchenbehörde auf, diesem Mißbrauche, diesem gesetzlich verbotenen
Unwesen endlich ein Ziel zu setzen. Wir verlangen zugleich, daß
der Kirchcnrath öffentlich sich gegen obige Anschuldigungverantworte
und versichern den davon Betroffenen, baß nach Ansicht bewährter
Juristen ihnen nicht bloß das Recht der Selbsthülfc mittelst Aus¬
weisung der unbefugt in ihre Wohnung dringenden und vermah¬
nenden Kirchcnrathsmitglieder offen steht, sondern auch mittelst Jn-
jurienklagcn vor den ordentlichenGerichten die chrcnbeleidigcndc
Protokollirung solcher Privat-Angelegenheitenzur gehörigen Bestra¬
fung der Thätcr Anlaß geben kann.

Theater.
Das Lügen,  womit sich jetzt die Bühnen Deutschlandsbe¬

schäftigen, hat auch auf der hiesigen HofbühnePlatz gegriffen; —
wir meinen nämlich das neue dreiactige Lustspiel: „das Lügen",
von Bcnedir, das jetzt die Runde macht und aller Orte» den größten
Beifall fand. Es wurde auch hier, am Donnerstag den 14. Oct.,
mit Beifall gegeben. Dem Titel entspricht sein Inhalt, cs wird
tapfer gelogen. Dr. Wassenberg aber verabscheut das Lügen und
hält seiner Braut/ die im Lügen sehr gewandt ist, eine Strafpredigt.
Die Braut indeß meint, kleine Flunkereien wären wohl erlaubt und
es sei sogar interessant, dergleichen zu erfinden; das übe den Ver¬
stand, auch gehöre viel Geschick dazu, eine Lüge gut durchzuführen.
Wassenberg behauptet, es gehöre gar nichts dazu, cs sei nichts leichter
als das. lim dies nun zu beweisen, nimmt er sich im Stillen vor,
selber einmal zum Scherz eine Lüge zu ersinnen, aber eine unschul¬
dige, die für Niemanden von schlimmen Folgen sein kann; es wird
ihm aber sehr schwer. Endlich fällt ihm ein, zu sagen- er sei den
Abend vorher spazieren geritten, das-wäre doch eine ganz unschul¬
dige, gefahrlose und zugleich auch eine ordentliche  Lüge, da er in
seinem Leben noch auf keinem Gaul gesessen. Er hat sich aber geirrt,
diese erste Lüge anständig durchzuführen, wird ihm blutsauer, auch hat
sie für ihn allerlei Unannehmlichkeiten zur Folge und führt Situatio¬
nen herbei, die für den Zuschauer höchst unterhaltendsind. — Das
Stück hat noch sonst recht artige Episoden und ist eine der besten dra¬
matischen Erzeugnisse neuester Zeit. Es gefiel und würde»och mehr
gefallen haben, wenn nicht die Mängel einer ersten Aufführungsich
zu sehr gezeigt hätten und wenn die Besetzung eine angemessenere ge¬
wesen wäre. Ganz am rechten Platze waren nur Herr Häser (Tr.
Wassenberg) und Fräulein Daun (Karoline Wildau). Tie Rolle
des Studenten Wildau, in welcher Herr Rösicke  eine erzwungene
Nonchalance zeigte, würde ganz für Herrn de Marchion  passend ge¬
wesen sein, so wie die des Componisten Wassenberg sich mehr fürHr».
Rösicke  als für Hr». WinkelMann  geeignet hätte. Die Capricc
die Fräul. Ramler  als Sophie zeigte, streifte für eine gebildete Frau
etwas zu sehr an'ß Ordinäre; Frau Blum  würde in dieser Rolle mit
Erfolg gespielt haben. Wir glauben auch, daß Herr Schneidcr
(Haindorf) nicht an seinem Platz war,  Herr Bcrninger  hätte hier
sicher mehr cffectuirt.

Der Beobachter.

Nedacteur: Wilhelm Ealberla.
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Deutschland.
Altona , 15. Oct. Der Oberfcucvwcrkcr

Clcrmont , der sich an dem denkwürdigen
Tage von Eckernfördc , den 5 . April 1849,
durch sein tapferes Benehmen rühmlichst aus-
zeichnctc und von dem damaligen Commandeur
der schleswig -holstcinschcn Armee zum Offizier
ernannt wurde , welches Avancement derselbe
aber nicht annahm , hat vor Kurzem von dem
Oberkommando der königlich preußischen Marine
das sehr ehrenvolle Anerbieten erhalten , als
Tcckofsizicr erster Clafsc ans der Fregatte
„Gefion " eingestellt zu werden.

Detmold , 16. Oct. Nach einer Mitthei-
lung der prenß . Regierung wird allen
Handwerksgesellen , welche sich» ach dem I . Jan.
1853 noch in der Schweiz aufgchalten haben,
der Eintritt in den preußischen Staat und
der Aufenthalt in Preußen versagt sein.

Kassel , 16. Oct. Ter Kurfürst hat dem
baicrischcn Oberste » v. d. Tann  das Comman-
deurkrenz 2tcr Klaffe des Wilhclmsordens i
verliehen.

Ter Geh . Lcgationsrath v . Meyer , der Kur-
beffcn auf den Berliner Confercnzen vertrat,
ist nach Wien abgcrcist , um die hiesige Re¬
gierung bei den dort zu eröffnenden Schlußcon-
sercnzcn in der Zollangclegenheit zu vertreten.

— Es soll im Werke sein, mehreren oppo¬
sitionellen Schcnkbesitzcrn die Concession zu ent¬
ziehen , vermuthlich damit dieselben kein ruhe-
feindliches Bier,  keinen ordnungswi¬
drigen Schnaps  und keine untreue
Wurst  verkaufen und in das Publikum brin¬
gen können . Ucbrigcns dürften viele Hessen-
Kasseler noch weit schlimmere Dinge im Magen
haben.

Köln , 14- Oct. Gestern, am letzten Kir-
mcßtage , beherbergte der Gasthof zum „ Prinz
Karl " in Deutz einen seltenen Gast und zwar
unter Polizeiwache . Es war der wegen be¬
trügerischen BankerottS aus Bückeburg entflo-
nenc Bankier Heine . In Paris wurde er
durch einen Polizeicommissär erkannt , verhaftet
und ausgcliefert . Heute Morgen wurde er
weiter befördert . — Die Assisenvcrhandlungen
werden von mehreren demokratisch gesinnten
Damen sehr regelmäßig besucht, worunter einige
mit den Angeklagten in nahen Verwandtschafts¬
graden stehen. Die Polizei verhütet jedoch
sorgfältig jede Annäherung an die Beschuldig¬
ten . In den letzten Tagen bemerkt man unter
diesen Damen auch die Wittwe Raveaur.

Stuttgart , 15. Oct. Der bekannte Bun-
dcsbeschluß über den Gerichtsstand der Bun¬
destruppen in Fricdcnszeitcn ist heute für
Würtemberg publicirt.

Gestern wurde Buchhändler Göpel verhaftet.

Berlin , 13. Oct. Tie „Zeit" bringt
Näheres über das Treiben des aus dem Jahre
1849 bekannten „Wunderkindes" in der
Schiffcrstraße . Das Kind hatte einen Vice-
fcldwcbel des damals hier garnisonirenden 9.
Infanterieregiments durch Vorspiegelung einer
übernatürlichen Kraft und einer Verbindung
mit Gott und Gottes Söhn um sein kleines
Privatvermögen gebracht , ihn auch vermocht,
sich in Schulden zu stürzen . „ Dem Ver¬
nehmen nach sollen — wie die „ Z ." berichtet
— denn auch so. viele Umstände gegen das
Kind zur Sprache gebracht worden sein, daß
sie als eine durchaus verschmitzte, keineswegs
aber als eine an Somnambulismus leidende

Person erscheint, der Feldwebel soll dagegen
als ein blödsinniger Mensch in der Charitst-
hcilanstalt in Behandlung sich befinden . Tie
demnächst zu erwartenden gerichtlichen Unter-
suchungsverhandlungcn dürften nicht ohne
Interesse sein. "

— Unsere Zeitungen beschäftigen sich fort¬
gesetzt allein mit der Zollvercinsfrage , während
die nahen Wahlen vollkommen taube Ohren
finden . Von der gegenwärtigen Zollvereins-
Situation  ein deutliches Bild zu geben, ist
übrigens bei der Verworrenheit derselben nicht
möglich . Die böse Sieben des Zoll-
Vereins , Frau Koalition , steht noch immer
mit ihrem Ehehcrrn auf schlechtem Fuße,  aber
auf desto besserem mit dem stolzen Pharisäer
Oesterreich , der mit einem Seitenblick sagt : Ich
danke dir Gott , daß ich nicht bin wie andere
Leute ! während der verlassene , bescheidene
Zöllner Preußen an seine Brust schlägt und
ruft:  Gott sei mir Sünder gnädig ! — Das

.Bild ist recht hübsch und wird noch unser»
deutschen Nachkommen ein sehr theures An¬
gedenken  sein . —

Die preußische Regierung scheint in Bezug
auf Frankreich , trotz Bordeaux und trotz alledem
und alledem , dem Frieden nicht recht
zu trauen.  Tenn obschon die Berliner Po¬
lizei Victor Hugos „ Napoleon der Kleine"
confiscirt hat , so führt doch die Mehrzahl der
preußischen Zeitungen , ohne dafür gemaßrcgclt
zu werden , eine Sprache gegen Louis Napoleon,
welche von der in dem Buche Victor Hugo 's
nicht weiter entfernt ist, als der Bär von seinem
Schwänze.

Breslau , 14. Oct. Der Aufruhrproceß
gegen Dr . Engclmann soll am 1 . November
zur Verhandlung kommen . Sämmtlichc An¬
geklagte befinden sich indeß außer Bereich des
Gerichts : Dr . Engelmann practicirt in Brüssel,
Kaufmann Meyer lebt in Newyork , Kaufmann
Ungcr in St Louis , Lieut . Schlinke hält sich
in der Schweiz auf , Bcyse soll im südlichen

Frankreich , und Kaufmann Held in London
seinen Wohnsitz aufgeschlagen haben.

Von der Saale , 17 . Oct . Vorgestern
Abend ist Friedrich Ludwig Jahn zu Freiburg
a . d. Unstrut gestorben . Jahn , der Sohn
eines Predigers in der Pricgnitz , war am
11 . August 1778 geboren und hat somit ein
Alter von 74 Jahren erreicht.

Oesterreich.
Kossuth,  der fast Verschollene , hat sich

in Brompton niedergelassen und lebt dort still
und cingezogen.

Frankreich
Paris , 16. Oct. Der Einzug Louis

Napoleon 's hat heute beim besten Wetter und
genau in der im Programme bestimmten Weise
stattgefunden . Was seinen Empfang von
Seiten des Volks betrifft , so ist derselbe den
verschiedenen Berichten zufolge im Ganzen gut
gewesen, wenn auch keineswegs überall gleich
lebhaft . Die Opposition , sagt ein Louis Na¬
poleon sehr ergebener Berichterstatter der „ Jn-
dep." , ist noch zahlreich in einigen Ouarticrcn
von Paris . Die Nationalgarde war auf
mehreren Punkten etwas kalt . Zeichen feind¬
licher Gesinnung wurden übrigens nirgends
geradezu gegeben ; auch hatte di; Polizei die
strengsten Vorsichtsmaßregeln getroffen , um
derartige Manifestationen zu verhüte » . Alle
Fenster mußten offen gehalten werden , und
aus unbewohnten Zimmern durfte Niemand
aussehen . In das auf dem Boulevard des
Italiens gelegene Haus des Lord Scymour,
dessen Verwalter dem crsteren Gebote nicht
Nachkommen wollte , wurde gegen die Zeit der
Ankunft des Präsidenten ein Peloton Pompicrs
einquarticrt und erst wieder zurückgezogen,
nachdem der Zug vor dem Hause vorüber war.

Ungefähr um 2 Uhr langte der Präsident
auf dem Bahnhöfe an , der auf das reichste
mit Fahnen , Bannern und Oriflammen ge¬
schmückt war , die alle kaiserl . Inschriften und
Emblemen trugen . Ter große Saal für die
Reisenden war in einen Empfangssaal umge-
wandclt , in dem die großen Staatskörpcr sich
vereinigt hatten.

Amerika
Eine neue südamerikanischc Post bringt

unerwartet günstige Berichte aus B . Ayres
Die Schiffahrt auf den Hauptströmen ist vom
1 . Oct . an allen fremden Flaggen frcigegcben,
die Todesstrafe für politische Vergehen abge¬
schafft, die Staatslottcric als entsittlichend
aufgehoben u . s. w . Der Nationalcongreß
sollte noch im September zusammentreten.
Die brasil . Kammern waren am 1 . Scpt.
geschlossen.
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